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(Nr. 10868.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Landespolizeibezirkes Berlin. Vom 
7. März 1908. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛe, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: N 


N 

Dem Landespolizeibezirke Berlin tritt der Bezirk der Stadtgemeinde Lichten⸗ 
berg und der Bezirk der Landgemeinde Boxhagen-Rummelsburg hinzu. Die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 13. Juni 1900, betreffend die Polizeiverwaltung 
in den Stadtkreiſen Charlottenburg, Schöneberg und Rixdorf, (Geſetzſamml. 
S. 247) finden auch auf dieſe Bezirke Anwendung, hinſichtlich der Gemeinde 
Boxhagen-Rummelsburg mit der Maßgabe, daß die Zuſtändigkeit des Landrats und 
des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Niederbarnim in polizeilichen Angelegenheiten auf— 
gehoben, die des Kreisausſchuſſes auf die für die übrigen Gemeinden des Landes- 
polizeibezirkes zuſtändigen Behörden übertragen wird, und daß ortspolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften ($$ 5ff. des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
[Geſetzſamml. S. 265) nicht mehr der Zuſtimmung der Gemeindevertretung 
($ 51? der Kreisordnung vom re [Geſetzſamml. 1881 S. 179]) bedürfen, 
ſondern daß in dieſer Hinſicht die für die Städte geltenden Vorſchriften des 
§ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195) maßgebend ſein ſollen. 


Heſeßſammlung 1908. (Nr. 1086810869.) i 7 
4 Ausgegeben zu Berlin den 25. März 1908, 


2 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1908 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wilhelmshaven, den 7. März 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 


(Nr. 10869). Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Magdeburg. Vom 7. März 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: a 
ö Die Landgemeinde Rothenſee wird mit dem 1. April 1908 von dem Land- 
kreiſe Wolmirſtedt abgetrennt und nach Maßgabe des in der Anlage abgedruckten 
. Vertrags der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Magdeburg einverleibt. Mit 
dem gleichen Zeitpunkte tritt die Landgemeinde Rothenſee aus dem fünften Wahl⸗ 
bezirke (Wolmirſtedt⸗Neuhaldensleben) des Regierungsbezirkes Magdeburg in den 
vierten Wahlbezirk (Stadtkreis Magdeburg) dieſes Regierungsbezirkes in Anſehung 
der Wahlen für das Haus der Abgeordneten (Anlage zu § 1 des Geſetzes vom 
27. Juni 1860, Geſetzſamml. S. 357 Nr. VI, 5, 4) über. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. ö 
Gegeben Wilhelmshaven, den 7. März 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 


Zwischen der Stadtgemeinde Magdeburg und der Landgemeinde Rothenſee iſt 
auf Grund des Beſchluſſes der Gemeindevertretung von Rothenſee vom 9. April 
1907 der nachſtehende 


Vereinigungsvertrag 
abgeſchloſſen worden: 


. 

Die Stadtgemeinde Magdeburg und die Landgemeinde Rothenſee treten 
zu einer einzigen, unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde Magdeburg 
zuſammen. Es werden mithin alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes, 
ſoweit nachſtehend nicht etwas Abweichendes beſtimmt iſt, hinſichtlich aller Rechte 
und Pflichten, welche mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, ſowie rück⸗ 
ſichtlich der Benutzung der beiderſeitigen Gemeindeanſtalten einander gleichgeſtellt. 
Dies bezieht ſich namentlich auch auf die Verſorgung mit Waſſer, Licht und 
Kanaliſation. 

$ 2. 


Das ſämtliche Vermögen der Stadt Magdeburg und der Landgemeinde 
Rothenſee wird bei der kommunalen Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu 
einem Ganzen verſchmolzen. Die erweiterte Stadtgemeinde tritt ſomit in alle 
privatrechtlichen Befugniſſe und Verbindlichkeiten der Einzelgemeinden Magdeburg 
und Rothenſee als deren Rechtsnachfolgerin ein. 


83. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung der 
erweiterten Stadtgemeinde die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten in den 
jetzigen Einzelgemeinden Magdeburg und Rothenſee. Die erweiterte Stadtgemeinde 
tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten ein, welche nach Geſetz oder auf 
Grund beſonderer Rechtstitel den Verwaltungen der Einzelgemeinden zuſtehen und 
obliegen. Sie übernimmt auch auf die Dauer von 10 Jahren die von der 
Gemeinde Rothenſee zur Vermeidung einer Kirchenſteuer freiwillig und ohne 
rechtliche Verpflichtung hierzu bewirkte Zahlung von Beiträgen zur Stolgebühren⸗ 
Entſchädigungsrente an die Rothenſeer Kirchenkaſſe in der bisherigen Höhe von 
jährlich 92 Mark und zu den Synodalkoſten. 2 
Infofern durch die Vereinigung eine Unterbrechung der Friſt zum Erwerbe 
des Unterftügungswohnfiges für die Einwohner der Gemeinde Magdeburg oder 
der Gemeinde Rothenſee eintritt, übernimmt die vereinigte Gemeinde die Ver⸗ 
pflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenden 
Rechten anderen Armenverbänden gegenüber keinen Gebrauch zu machen. 

7 


SA. 

Die in Magdeburg beftehende Einrichtung des Gemeindeweſens ſowie die 
daſelbſt geltenden Ortsſtatuten, Obſervanzen, Steuerordnungen, Gemeindebeſchlüſſe 
und Polizeiverordnungen erhalten in Rothenſee Wirkſamkeit, ſoweit nachſtehend 
nicht etwa Abweichendes beſtimmt wird. 

Zur Zeit der Vereinigung bereits bebaute Grundſtücke ſind an der Straße, 
an welcher die Gebäude liegen, auf die Frontlänge dieſer Gebäude den auf 
Grund der $$ 12 und 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 erlaſſenen orts⸗ 
ſtatutariſchen Vorſchriften über die Zuläſſigkeit des Bauverbots und über die 
Heranziehung zu den Straßenbaukoſten nicht unterworfen. 

Den Beſtimmungen über den Schlachthauszwang in der bisherigen Stadt 
Magdeburg ſollen die Bewohner von Rothenſee, ſoweit es ſich nur um Haus⸗ 
ſchlachten handelt, innerhalb 20 Jahren nach der Vereinigung nicht unterworfen 
werden. 

An Stelle der Magdeburger Gemeindegrundſteuer nach dem gemeinen 
Werte der ſteuerpflichtigen Grundſtücke tritt innerhalb 25 Jahren im Gemeinde⸗ 
bezirke Rothenſee die Erhebung von Zuſchlägen zur ftaatlich veranlagten Grund— 
ſteuer in der in Magdeburg zur Hebung kommenden Höhe. 

Die Rothenſeer Hundeſteuerordnung bleibt bis zum Ablaufe von 25 Jahren 
in Kraft. 

Die hinſichtlich des Schlachthauszwanges, der Grundſteuer und der Hunde⸗ 
ſteuer vereinbarten Ausnahmen greifen jedoch nur in dem weſtlich des Magdeburg⸗ 
Glindenberger Weges liegenden Teile des Rothenſeer Gemeindebezirkes Platz. 

Es ſollen indeſſen öſtlich dieſes Weges auch die Grundſtücke von Emil 
Keindorf und Miteigentümern im Bauernwerder ſowie die michtſtädtiſchen Grund⸗ 
ſtücke im Scheidebuſche gleichfalls der Ausnahme im Abſ. 4 dieſes Paragraphen 
unterfallen, ſolange ſie den jetzigen Eigentümern oder deren Erben gehören. 


§ 5. 
In Rothenſee verbleibt ein Standesamt. Eine Abfertigungs⸗ und Zahl 
ſtelle, welche die Krankenkaſſen⸗ ſowie die Alters- und Invaliditäts⸗Verſicherungs⸗ 
angelegenheiten mit erledigt, wird eingerichtet. 


§ 6. 

Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der Gemeinde Rothenſee ſtehenden 
Gemeindebeamten, ſoweit ſie nicht bei Übernahme der Polizeiverwaltung vom 
Staate übernommen werden, desgleichen die Lehrer gehen von dieſem Zeitpunkt 
ab in den Dienſt der Stadtgemeinde Magdeburg über. 

Die in Magdeburg geltenden Beſoldungsgrundſätze und Gehaltsſkalen 
treten mit Ausnahme der Beſtimmungen über die Mietsentſchädigung auch für 
15 a Lehrer und Lehrerinnen Rothenſees vom Tage der Vereinigung 
ab in Kraft. 


Ne 
Die Gemeinde Rothenſee ift an den Feuermeldedienſt anzuſchließen. So⸗ 
lange in Rothenſee die Pflichtfeuerwehr beſtehen bleibt oder eine freiwillige 
Feuerwehr vorhanden iſt, iſt die ſtädtiſche Berufsfeuerwehr zur Feuerlöſchhilfe 
im Rothenſeer Gemeindebezirke nicht verpflichtet, wohl aber jederzeit berechtigt. 
Das Kommando über die Rothenſeer Feuerwehr geht mit dem Eintreffen der 
ſtädtiſchen Berufsfeuerwehr auf der Brandſtelle auf die letztere über. 


§ 8. 
Bei etwaiger Einführung der Waſſerleitung dürfen die vorhandenen Brunnen 
weiter benutzt werden. 
§ 9. 


Wegen der Düngerabfuhr wird die erweiterte Stadtgemeinde Magdeburg 
darauf hinwirken, daß die für die Stadtteile Sudenburg und Stadtfeld (Wilhelms⸗ 
ſtadt) geltenden Vorſchriften im $ 133 der Polizeiverordnung vom 1. Oktober 1882 
für Rothenſee Geltung erlangen. 

§ 10. 

Die beiden Gemeindefriedhöfe in Rothenſee bleiben mindeſtens noch 30 Jahre 
beſtehen. Die bisherigen Friedhofsgebühren dürfen nur auf Grund weſentlicher 
Verbeſſerungen der Friedhofseinrichtungen erhöht werden. 

Die Mauer des alten kirchlichen Friedhofs, deren Unterhaltung der Kicchen- 
gemeinde und den Friedhofsnachbarn gemeinſam obliegt, ſoll nach Vollendung 
des Kirchenbaues auf Antrag der Unterhaltungspflichtigen von der Stadtbau⸗ 
verwaltung auf ſtädtiſche Koſten einmalig in ordnungsgemäßen, würdigen Stand 
geſetzt werden. 

§ 11. 
| Die erweiterte Stadtgemeinde wird bemüht fein, für Rothenſee eine Güter⸗ 
halteſtelle auszuwirken. 

§ 12. 

Die Pflaſterung des Weges von Rothenſee nach Glindenberg innerhalb 
der Rothenſeer Feldmark iſt baldigſt fertig zu ſtellen. 

Die gepflaſterten und nicht bebauten Kommunikationswege in der Rothenſeer 
Gemarkung find jährlich ein- bis zweimal abzuſchlammen und die nicht gepflaſterten 
Fußſteige ebenda jährlich wenigſtens einmal mit Kies zu verſehen. 

Außerdem find für die Unterhaltung der gepflaſterten Wege in der Rothen⸗ 
ſeer Feldmark alljährlich mindeſtens 6000 Mark aufzuwenden. 


Sala: 
Der Gemeindebezirk Rothenſee wird mit anderen Teilen des gegenwärtigen 
oder künftigen Stadtbezirkes in der Weiſe zu einem Stadtverordnetenwahlbezirke 


vereinigt, daß mindeſtens ein von dieſem Wahlbezirke zu wählender Stadt⸗ 


verordneter ſeinen Wohnſitz in Rothenſee haben muß. 

Sofort bei der Vereinigung der beiden Gemeinden tritt ein Mitglied der 
Gemeindevertretung zu Rothenſee, welches zu beſtimmen der dortigen Gemeinde⸗ 
vertretung überlaſſen bleibt, bis zum Ablaufe ſeiner Wahlperiode in die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zu Magdeburg ein. Vor Ablauf der Wahlperiode muß 
der vorerwähnte Wahlbezirk gebildet ſein. 


§ 14. 
Die Gemeinde Rothenſee erteilt die Zuſicherung, daß ſie ſich vor der Ver⸗ 


einigung aller Maßnahmen enthalten wird, welche geeignet ſein würden, der 


Finanzlage der Stadt Magdeburg Nachteile zu bringen oder die Verhältniſſe, 
auf Grund deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen eingegangen 
ſind, zu verändern. 

$ 15. 

Die Zeit der Vereinigung wird durch Geſetz beſtimmt. Sollte die Ver⸗ 
einigung während des Rechnungsjahrs in Kraft treten, jo werden die Gemeinde⸗ 
ſteuern und Kreisſteuern in beiden Gemeinden nach Maßgabe der hierüber ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe bis zum Schluſſe des Rechnungsjahrs für Rechnung der 
erweiterten Stadt erhoben. 


Magdeburg, den 16. April 1907. Rothenſee, den 9. April 1907. 
(Siegel.) Siegel.) 


Die Stadtgemeinde Magdeburg. Die Landgemeinde Nothenſee. 


gez. Lentze. Klinghardt. Wartenberg, Keindorff, 
i Gemeindevorſteher. Schöffe. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetzſaamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Dezember 1907, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Neidenbach im Kreiſe Bitburg 
für den Ausbau eines öffentlichen Weges von Neidenbach bis zur Trier⸗ 
Aachener Provinzialſtraße beim Waxbrunnen, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Trier Nr. 3 S. 19, ausgegeben am 18. Januar 1908; 


10. 


08 


DE 


das am 30. Dezember 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent- 


und Bewäſſerungsverband Kerbshorſt⸗Roßgarten zu Kerbshorſt (Landkreis 
Elbing) im Elbinger Deichverbande durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Danzig Nr. 4 S. 29, ausgegeben am 25. Januar 1908; 


das am 30. Dezember 1907 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge⸗ 


noſſenſchaft zur Regulierung des Schweinefließes zu Hoffſtädt im Kreiſe 
Deutſch Krone durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marien⸗ 
werder Nr. 8 S. 67, ausgegeben am 20. Februar 1908; 


das am 6. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 


genoſſenſchaft Büſchfeld II zu Büſchfeld im Kreiſe Merzig durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 5 S. 27, ausgegeben 
am 1. Februar 1908; 


das am 6. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Meliora⸗ 


tionsgenoſſenſchaft Oberes Brockbachtal zu Weſterkappeln im Kreiſe Tecklen⸗ 
burg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 7, 
Beſondere Beilage, ausgegeben am 13. Februar 1908, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Januar 1908, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Aachen zum Baue der 
geplanten Abwäſſerreinigungsanlage für die Stadt Aachen und der dazu 
gehörigen Kanäle, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen 
Nr. 13 S. 69, ausgegeben am 5. März 1908, 


das am 15. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 


genoſſenſchaft Groß Rybno zu Groß Rybno im Kreiſe Gneſen durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 7 S. 42, ausgegeben 
am 13. Februar 1908; 


das am 15. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Rittebalde zu Nittebalde im Kreiſe Allenſtein durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Allenſtein Nr. 7 S. 43, aus⸗ 
gegeben am 12. Februar 1908; 


„der Allerhöchſte Erlaß vom 18. Januar 1908, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Moers zur Regulierung 
des Ballbruchgrabens im Ortsteile Moers⸗Schwafheim, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 9 S. 87, ausgegeben 
am 29. Februar 1908; 

der am 22. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
des Barteln⸗Scheitniger Deichverbandes vom 1. September 1865 durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 8 S. 51, aus⸗ 
gegeben am 22. Februar 1908; : 
das am 22. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Laßwitz zu Laßwitz im Kreiſe Grottkau durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 7 S. 49, ausge⸗ 
geben am 14. Februar 1908; 


12. das am 27. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Havel: 
ländiſche Luch-Meliorationsgenoſſenſchaft zu Rathenow im Kreiſe Weſt⸗ 
havelland durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und 
der Stadt Berlin Nr. 8 S. 71, ausgegeben am 21. Februar 1908; 

13. das am 28. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Wedereitiſchken zu Wedereitiſchken im Kreiſe 
Ragnit durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen 
Nr. 9 S. 61, ausgegeben am 26. Februar 1908; 

14. das am 28. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Brieſen zu Brieſen im Kreiſe Schroda durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 9 S. 103, ausgegeben 
am 3. März 1908; 

15. der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Februar 1908, betreffend die Verleihung 

d des Enteignungsrechts an den Kreiskommunalverband des Kreiſes Düren 
für die Anlage von Kleinbahnen von Zülpich über Nörvenich nach 
Düren, von Diſtelrath durch Düren und über Rölsdorf nach Gürzenich, 
von Rölsdorf nach Lendersdorf Ort, von Diſtelrath ſüdlich um Düren nach 
Rölsdorf und von Düren über Krauthauſen und Kreuzau nach Winden, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 12 S. 63, 
ausgegeben am 27. Februar 1908. 


Berichtigung. 


Jahrgang 1907 Seite 244 Zeile 13 von unten muß es ſtatt „mit mehr 
bis“ heißen „mit mehr als“. 


8 Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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